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			„Lang leve de Koning!“ 

			Thronwechsel in den Niederlanden / Krönung in Amsterdam

			[image: konig3.jpg]

			Willem-Alexander legt den Treueeid auf die Verfassung ab. (Foto: AP)

			Amsterdam (dpa) - Es ist mäuschenstill in der Krönungskirche der Niederlande, der Nieuwe Kerk in Amsterdam. Keine Musik, nicht einmal Husten oder Flüstern. Obwohl die Kirche mit über 2000 Menschen gefüllt ist, herrscht um 13.45 Uhr völlige Ruhe. Gespannte Ruhe. Und dann hört man plötzlich durch die geöffnete Tür von draußen ein „Aaaaaah!“

			Auf Fernsehschirmen können die Anwesenden sehen, was der Grund für die Begeisterung ist: Soeben sind der neue König Willem-Alexander und seine aus Argentinien stammende Frau Máxima in der Tür des Königlichen Palastes erschienen, um den kurzen Weg zur Kirche zurückzulegen. Und ihr Anblick ist für viele einfach überwältigend: Der König mit einem langen, hermelinbesetzten Purpurmantel um die Schultern, die Königin in einem tiefblauen Kleid mit funkelndem Diadem im Haar.

			Als das Königspaar die Kirche betritt, lächelt in der ersten Reihe jemand und nickt zustimmend mit dem Kopf. Das ist Beatrix, bis zu diesem Vormittag Königin der Niederlande, nunmehr Prinzessin. Mit einer einzigen Unterschrift hat sie das Zepter an ihren Ältesten weitergereicht.

			Eingerahmt von ihren ebenfalls königsblau gekleideten Enkeltöchtern, erscheint sie nun ungewöhnlich gelöst. Immer wieder beugt sie sich zu den Mädchen hinab, tuschelt, lächelt. Das hat man so kaum je gesehen. Es wirkt, als wäre eine große Last von ihr abgefallen. 

			Ein Ruf ertönt: „De Koning!“ (Der König!) Unter Fanfaren zieht das Königspaar zu seinen goldenen Stühlen. Alle stehen auf, die Zeremonie beginnt mit der Nationalhymne: „Wilhelmus von Nassawe (Nassau), bin ich von deutschem Blut...“ Das Lied erinnert an die deutschen Wurzeln der Oranier, die aus Dillenburg im Westerwald stammen. Als der letzte Ton verklungen ist, brandet draußen Applaus auf.

			Was für ein Unterschied zur Amtseinführung von Beatrix vor 33 Jahren! Damals konnte man in der Kirche den Lärm der Demonstranten und Randalierer hören, die fast die Polizei-Absperrung durchbrochen hätten. Wenn man daran denkt, kann man ermessen, was Beatrix in ihrer Amtszeit für die Stabilisierung der Monarchie getan hat.

			Mit fester Stimme hält der König nun die wichtigste Rede, die er je gehalten hat. Und es ist eine gute Rede, wie hinterher fast alle Kommentatoren sagen werden. Zunächst spricht er über seine Mutter: „Liebe Mutter, auf Dich war immer Verlass. Danke für die vielen schönen Jahre, in denen wir Dich zur Königin haben durften!“ Nun brandet auch in der Kirche langer Beifall auf. Beatrix’ Augen füllen sich mit Tränen.

			Danach spricht der König über sich. „Jeder neue Amtsinhaber ist eine andere Persönlichkeit in einer anderen Zeit“, sagt er. Willem-Alexander bewundert seine Mutter, aber er ist anders. Er ist spontaner, unkomplizierter, aber auch weniger intellektuell. Auch darum bezeichnet dieser Tag einen Epochen-Wechsel.

			Dann der Höhepunkt der Zeremonie: der Treueeid des Königs auf das Grundgesetz. „Ich schwöre den Völkern des Königreichs, dass ich die Verfassung stets wahren und schützen werde.“ Gekrönt wird der neue Monarch nicht - das hat in den Niederlanden keine Tradition. Die Krone bleibt während der ganzen Zeremonie auf einem mit Purpur überzogenen Tisch liegen.

			Nach dem Eid des Königs ist es an den Parlamentariern, ihm zu huldigen. In einer kurzen Ansprache geht der Präsident des Senats, Fred de Graaf, auch auf die neue Kronprinzessin Amalia ein. Sie werde sich, wenn sie älter werde, sicher auch deutlich mit ihren Meinungen einbringen. Das neun Jahre alte Mädchen grinst wissend - die Gäste lachen. 

			Alle Volksvertreter werden nun einzeln aufgerufen, um zu geloben, dass sie die Rechte des Königs respektieren werden. Irgendwo hinten müssen auch zehn der 14 Abgeordneten Platz gefunden haben, die den Eid nicht ablegen wollen. 14 von 150 Mitgliedern des Abgeordnetenhauses - das ist so etwa die Größenordnung, in der sich die Opposition gegen die Monarchie in den Niederlanden derzeit bewegt.

			Nun ruft Fred de Graaf: „Lang leve de Koning!“ (Hoch lebe der König!) Und alle erwidern: „Hurra! Hurra! Hurra!“ Hand in Hand schreitet das Königspaar zum Ausgang. Das Gesicht des neuen Königs ist ernst, Máxima geht wie auf Eiern oder als müsste sie ein gefülltes Champagnerglas auf dem Kopf balancieren. Man sieht es förmlich: Auf ihrer beider Schultern ruht nun die Last des Amtes.

			(Siehe auch Argentinien)

			Máxima in Königsblau

			Amsterdam (dpa) - Wochenlang war dies das wohl am besten gehütete Geheimnis des Thronwechsels in den Niederlanden gewesen: Welches Kleid würde die neue Königin Máxima tragen? Um 14 Uhr wurde es gelüftet. Máxima schritt in einer königsblauen, langen Robe zur Nieuwe Kerk, der Neuen Kirche. Das Kleid ist ein Entwurf des Amsterdamer Modeschöpfers Jan Taminiau. In ihrem blonden Haar steckte ein Diadem, das König Willem III. (Herrscher von 1849 bis 1890) für seine Frau, Königin Emma, anfertigen ließ.

			Auch die drei Töchter des Paares trugen Königsblau. Ihre langen Kleider waren damit farblich abgestimmt mit dem Festkleid der Großmutter, Prinzessin Beatrix.

			Ein anderes Geheimnis war bereits am Morgen gelüftet worden: Bei der Abdankungszeremonie trug Máxima ein zweiteiliges Kleid des belgischen Modehauses Natan. Der belgische Designer Edouard Vermeulen hatte das cremefarbene Ensemble selbst entworfen. Der mit Pailletten besetzte Stoff für den Rock soll ein Geschenk ihrer Schwiegermutter, Prinzessin Beatrix, gewesen sein, berichtete die Modeexpertin des niederländischen Fernsehens. Beatrix habe den Stoff in der Türkei gekauft.
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			Tango für Máxima 

			Buenos Aires feiert Thronwechsel in Holland
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			Máxima winkt vom Balkon des Königspalastes in Amsterdam. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa) - Auch Buenos Aires hat den Thronwechsel in den Niederlanden gefeiert. Rund 600 geladene Gäste verfolgten am Dienstag die Zeremonie bei einem Frühstück im Gebäude der Pferderennbahn im Stadtteil Palermo. Die aus Argentinien stammende Königin Máxima (41) werde dem niederländischen Königshaus Intelligenz und Authentizität mit einem „Latino-Touch“ zusetzen, erklärte bei der Feier der Botschafter Hein De Vries der Zeitung „La Nación“.

			Auch Argentiniens Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner bezog sich auf die Frau des neuen Königs Willem-Alexander (46). „Jetzt fehlt uns nichts mehr: Wir haben Papst, Königin und Messi“, erklärte sie am Dienstag vor der Presse im Regierungsgebäude. Obgleich sie die argentinische Staatsbürgerschaft aufgegeben habe, schlage in Máxima weiter argentinisches Blut.

			Am Vorabend des Thronwechsels tanzte Startänzerin Mora Godoy vor knapp 300 Zuschauern auf der Plaza de las Naciones Unidas Tangos zu Ehren der Königin. „Máxima hat uns die argentinische Sonne gebracht“, schwärmte der 67-jährige Niederländer Henny Kempkes, der orange gekleidet zu beiden Veranstaltungen kam. Er sei extra nach Buenos Aires gereist, um von Máximas Geburtsstadt aus das Fest zu erleben, erzählte er.

			Willem-Alexanders aus Argentinien stammende Frau wird nun zwar Königin genannt, ist aber nicht zugleich Staatsoberhaupt der Niederlande. Wie schon bei ihrer Hochzeit 2002 musste Máxima erneut hinnehmen, dass ihr Vater Jorge Zorreguieta nicht geladen war. Er diente einst als Regierungsmitglied der argentinischen Militär-Diktatur (1976-1983).

			Máximas Eltern und ihre Geschwister hätten den Thronwechsel im Fernsehen in ihrem Wochenendhaus außerhalb von Buenos Aires verfolgt, berichtete die Zeitung „La Nación“. Der Fernsehsender América behauptete dagegen, die Familie sei ins Ausland gereist, um den Medien auszuweichen. Die fünf TV-Sender von Buenos Aires übertrugen den Thronwechsel live.

			Der Medienrummel war aber nicht weiter auf den Straßen von Máximas Heimat zu spüren, mit Ausnahme der Veranstaltungen für die niederländischen Einwanderer in Argentinien und ausgewählte Gäste. Am Dienstagabend feierten rund 800 Menschen ausgelassen auf einem Orange-Fest in einem Lokal im Stadtteil San Telmo.
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			„Tragödie des 20. Jahrhunderts“ 

			Diskussion zu Hitlers Machtübernahme vor 80 Jahren
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			(v.l.) Daniel Campione, Arturo Blatezky, Gesprächsleiter Oscar Lange, Alfredo Bauer. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc)- Gut 80 Jahre ist es her, dass Adolf Hitler zum deutschen Reichskanzler ernannt wurde. Der Mann aus Österreich, dem am 30. Januar 1933 die Regierungsgeschäfte in Deutschland übertragen wurden, sollte nur wenige Jahre später die Menschheit in eine Katastrophe ungeahnten Ausmaßes stürzen. Die Frage nach den Ursachen bleibt ein bohrendes Thema. So auch für die Mitglieder des „Club Vorwärts“, die anlässlich der Geschehnisse vor 80 Jahren zu einer Podiumsdiskussion ins Centro Cultural de la Cooperación einluden. Der Historiker Daniel Campione und der Autor Alfredo Bauer formulierten marxistisch geprägte Deutungsansätze, um die „Tragödie des 20. Jahrhunderts“ zu verstehen. Pastor Arturo Blatzezky referierte über den Widerstand in der evangelischen Kirche.

			Für Campione, der an der Uni von Buenos Aires Staatswissenschaften lehrt, ist der Weg Hitlers zur Macht im Zusammenhang einer „Gegenoffensive des Großkapitals als Reaktion auf die russische Revolution“ zu sehen. Vor diesem Hintergrund sei bereits die Machteroberung der Faschisten in Italien zu verstehen. In Deutschland hätten sich die Nazis der „Bourgeoisie“ mit dem Versprechen empfohlen, die „kommunistische Gefahr“ zu bekämpfen und die deutsche Wirtschaft wieder stabil und unabhängig zu machen. 

			Für das Großkapital seien Hitler und dessen Massenbewegung nicht nur wegen ihrer Wahlerfolge, sondern auch durch die Gewalt auf den Straßen als Garanten zur Verhindung einer kommunistischen Revolution erschienen. Campione sieht es als „historische Schuld“ der konservativen Eliten des Landes an, dass sie Hitler für ihre Zwecke instrumentalisieren wollten. Angesichts einer immer stärker werdenden Kommunistischen Partei sollte Hitler „Teil der Lösung und nicht des Problems“ sein.

			Es wäre aber zu kurz gesprungen, die Nazis lediglich als „Stoßtruppe des Kapitals“ zu bezeichnen, meinte Campione. Er verweist in diesem Zusammenhang auf die teils antikapitalistische Rhetorik der Nazis. Hitler habe sich als Verteidiger des „kleinen Mannes“ und seine Partei als Volksbewegung gegen die Präsidialkabinette der Spätphase der Weimarer Republik präsentiert. Als er dann an die Macht kam, sei Hitlers erste Priorität die Ausschaltung der Arbeiterbewegung gewesen, ehe er später dann sein antisemitisches Vernichtungswerk in Gang setzte.

			Campione mahnt auch mit Blick auf die Gegenwart zur Vorsicht. Schließlich sei das Großkapital stets bereit, demokratische Rechte und Institutionen zu zerstören, wenn es sich bedroht fühle. Auch heute werde Krieg als „Instrument für imperialistische Politik“ eingesetzt, so Campione und nannte als Beispiel die USA.

			Der aus Österreich stammende Faschismus-Experte Alfredo Bauer ging zur Beantwortung der Frage, warum gerade in Deutschland ein so extrem gewalttätiges Regime an die Macht gelangen konnte, tief in die Historie zurück. Die deutsche Geschichte beschrieb er als eine „Aneinanderreihung von Frustrationen“. Die gescheiterte Bauernerhebung während der Reformationszeit, die religiöse Spaltung des Landes, der verheerende 30-jährige Krieg, die nicht geglückte Revolution von 1848, die verspätete Staatswerdung im Zeichen des preußischen Militarismus, die gescheiterte Judenemanzipation. Später habe das imperialistisch gestimmte Kaiserreich nach dem Motto „Jetzt oder nie“ auf den Weltkrieg gedrängt. Die folgende Kriegsniederlage hätten die Deutschen als Demütigung erlebt. Die Hyperinflation von 1923, bei der vor allem die Kleinbürger ihre Ersparnisse verloren, habe dafür gesorgt, dass diese Schicht als potenzieller Partner des Proletariats ausfiel und in ihrer Frustration für den Faschismus anfällig wurde. All diese historischen Rahmenbedingungen hätten den Nährboden für den Aufstieg Hitlers geboten.

			Bauer beurteilt auch die Rolle die SPD kritisch. Sie habe die deutsche Beteiligung am Ersten Weltkrieg unterstützt. 1919 habe sie mit dem Militär den linksgerichteten Spartakusaufstand niedergeschlagen und sich als Helfer des „Großkapitals“ erwiesen. Als in der Spätphase der Weimarer Republik die Arbeitslosigkeit stieg und die KPD immer stärker wurde, schien die SPD aber kein verlässlicher Garant mehr zu sein, um einer kommunistischen Revolution vorzubeugen. 

			Arturo Blatezky, Pfarrer der Evangelischen Kirche am La Plata, ging auf den Widerstand in der protestantischen Kirche ein. Er hob Persönlichkeiten wie Pastor Martin Niemöller hervor, der sich in der „Bekennenden Kirche“ den nationalsozialistisch orientierten „Deutschen Christen“ entgegensetzte. Niemöller wurde verhaftet und überlebte die KZ-Haft, weil er kurz vor der geplanten Hinrichtung von US-Truppen befreit wurde. Nach dem Krieg gehörte er zu den Verfassern des Stuttgarter Schuldbekenntnisses, bei dem die evangelische Kirche eine Mitschuld an den NS-Verbrechen einräumte, so Blatezky, der zeitweise in Deutschland lebte und an der Uni Hamburg mit einer Dissertation zur Befreiungstheologie promovierte.

			Ein anderes Beispiel für evangelischen Mut, so Blatezky weiter, habe Pastor Dietrich Bonhoeffer abgegeben. Dieser habe bereits am Tag der Machtübernahme Hitlers in einer Radiosendung Stellung gegen den braunen „Verführer“ bezogen. Später meinte Bonhoeffer, dass die Frage, ob jemand Christ sei, sich vor allem daran festmache, welche Haltung man gegen-über den jüdischen Mitmenschen einnehme, die er als Brüder bezeichnete. Bonhoeffer hatte durch seinen familiären Hintergrund Kontakte zum militärischen Widerstand. Er kam in KZ-Haft und wurde in den letzten Kriegstagen umgebracht.

			Schließlich nannte Blatezky mit Pastor Gottfried von der Trenck auch ein Beispiel des evangelischen Widerstands im Argentinien der 30er-Jahre. Der Geistliche erklärte offen seine Solidarität zu seinen jüdischen Mitbürgern. Später durfte er nach einem Heimaturlaub nicht mehr nach Argentinien zurück. Er starb in einem Strafbataillon an der Westfront.
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			Die Woche in Argentinien

			Gewalteskalation bei Borda-Klinik

			Buenos Aires (AT/mc) - Knüppel, Gummigeschosse, Tränengas – der Einsatz der Hauptstadt-Polizei „Metropolitana“ vor einer Woche auf dem Gelände des psychiatrischen Krankenhauses Borda hat viel Kritik hervorgerufen. 36 Verletzte und acht festgenommene Demons-tranten lautete am Ende die Bilanz eines Konfliktes, bei dem es um den Abriss eines Klinikgebäudes ging. Die Stadtregierung wollte mit der Maßnahme Platz schaffen, um an gleicher Stelle ein Bürgerzentrum zu errichten. Doch das Krankenhauspersonal, die Gewerkschaft der Staatsangestellten ATE sowie Mitglieder der Arbeiterpartei (Partido Obrero) versuchten zu verhindern, dass die Bauarbeiter mit den Abrissarbeiten beginnen konnten. Dies wiederum rief die Polizei auf den Plan. Wer letztlich mit der Gewalt begann, dazu gibt es verschiedene Darstellungen. Während Marcela Capozzo vom Borda-Betriebsrat angab, die Polizei hätte begonnen, mit Gummigeschossen auf friedliche Demonstranten zu schießen, stellte sich die Situation für Bürgermeister Mauricio Macri anders dar. Seiner Meinung nach habe die Polizei in Selbstschutz gehandelt, nachdem sie eine Stunde lang mit Steinen beschmissen worden sei. Als Folge der Vorkommnisse musste sich der städtische Sicherheitsminister Guillermo Montenegro einer Fragestunde im Stadtparlament stellen. Er sprach zwar davon, dass alle Beteiligten die Gewalt nicht derart hätten eskalieren lassen dürfen. Den von der Opposition geforderten Rücktritt lehnte Montenegro aber ab. 

			Peronisten vs. Peronisten

			Für Außenstehende ist argentinische Politik nicht immer leicht zu verstehen. Die Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner definiert sich selbst als peronistisch. Doch es gibt Politiker, die sich ebenfalls als Peronisten bezeichnen, aber gegenüber der Regierung einen harten Oppositionskurs eingeschlagen haben. Einige von ihnen trafen sich am 1. Mai in Córdoba, um sich auf den anstehenden Wahlkampf einzustimmen. Gastgeber des Treffens, bei dem es für 8000 Personen das Nationalgericht Locro gab, war Córdobas Gouverneur José De la Sota. Er ist zwar wie die Präsidentin Mitglied der von General Perón gegründeten Gerechtigkeitspartei (PJ). Ist aber mit der Kirchner-Regierung völlig zerstritten. De la Sota forderte bei seiner Rede ein föderaler verfasstes Argentinien, in dem jeder Gliedstaat das bekomme, was ihm zustehe. In diesem Zusammenhang forderte er eine gesetzliche Neugestaltung der „föderalen Mitbeteiligung“. Der oppositionelle Gewerkschafter Hugo Moyano unterstellte der Kirchner-Regierung, „nicht mehr viel mit dem Peronismus zu tun zu haben“. Wie könne die Regierung den Tag der Arbeiter glaubwürdig feiern, wenn sie doch täglich die Rechte der Arbeiter reduziere?, wollte Moyano wissen. Der Gewerkschaftsfunktionär kritisierte die Justizreform der Regierung als „verfassungswidrig“. Weitere peronistische Oppositionelle bei der Veranstaltung waren der einstige Wirtschaftsminister Roberto Lavagna sowie der einflussreiche Kongressabgeordnete Francisco De Narváez. Sie alle unterzeichneten ein Dokument, das den Titel „Vereint für den Wechsel“ trägt.

			UN-Kritik an Justizreform

			Die Vereinten Nationen (UNO) haben die von der argentinischen Regierung angestrebte Justizreform kritisiert. Gabriela Knaul, die UN-Beauftragte für die Unabhängigkeit von Richtern und Anwälten, ermahnte die Kirchner-Regierung, das Reformwerk noch einmal zu überdenken. Vor allem die Kür von Richterratsmitgliedern bei allgemeinen Wahlen auf Parteilisten widerspreche dem UN-Zivilpakt, meinte die UN-Beauftragte aus Brasilien. Und weiter: „Der Staat hat die Pflicht, die Unabhängigkeit der Justiz sicherzustellen und dabei internationale Standards zu respektieren.“ Auch die Befristung von einstweiligen Verfügungen, die gegen Regierungsmaßnahmen gerichtet sind, hält Knaul für illegetim. Das argentinische Außenministerium brachte sein „Unbehagen“ über die UN-Kritik zum Ausdruck. Außenminister Héctor Timerman warf Knaul mangelnde Objektivität vor. Die Stellungnahme der UNO sei in dieser Form „unüblich“. Der argentinische UN-Botschafter Pedro D‘Lotto sagte, Knaul sei offensichtlich „schlecht informiert“ über die Justizreform in Argentinien.

			Hundemassaker

			Die mysteriöse Massentötung von rund 200 Hunden hat die Stadt Deán Funes in der Provinz Cór-doba in Ausnahmezustand versetzt. Der oder die Täter hatten in der Nacht zum Sonntag Fleischbällchen in der Stadt verteilt, in die das hochgiftige Insektenbekämpfungsmittel Metomil gemischt wurde. Die ersten Opfer waren die auf den Straßen streunenden Hunde, die noch in der Nacht den Tod fanden. Am Vormittag starben dann auch zahlreiche Haushunde, die von ihren Besitzern ausgeführt wurden. „Das Gift ist so aggressiv, dass auch Nagetiere und Insekten, die sich den Hundekadavern näherten, starben“, erläutert Gemeindesekretär Germán Fachín. Nur ein „perverses Gehirn“ könne sich eine derartige Tat ausgedacht haben. Die Stadtverwaltung hat bereits eine strafrechtliche Untersuchung der Vorfälle angestrengt. „Wir wollen, dass die Verantwortlichen ins Gefängnis kommen“, so Fachín. Bereits vor zwei Monaten hatte es in der 20.000-Einwohner-Stadt einen ähnlichen Vorfall gegeben, bei dem rund 100 Hunde ums Leben kamen.

			CFK gewinnt Prozess

			Genugtuung für Cristina: Stolz präsentierte die Präsidentin am Donnerstag ein Urteil eines römischen Gerichtes, das zu ihren Gunsten ausgefallen ist. Kirchner hatte ein Strafverfahren gegen die italienische Zeitung „Corriere della Sera“ angestrengt, da sie sich durch deren Berichterstattung verunglimpft sah. Das Blatt hatte berichtet, Cristina hätte bei ihrem Besuch in Rom anlässlich Welternährungsgipfel im Jahr 2008 eine exklusive Shoppingtour gemacht und beim Edeljuweliergeschäft „Enigma“ teure Schmuckstücke erworben. Die Präsidentin dementierte den Bericht und erstattete Anzeige wegen Diffamierung. Das Gericht gab ihr nun Recht und verurteilte die Zeitung zu einer Strafzahlung von 41.000 Euro. Cristina spendete das Geld umgehend dem Kinderkrankenhaus von La Plata. (AT/mc)
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			Justizreform in neuer Runde

			Erst Mitte nächster Woche wird die heftig umstrittene Justizreform in Gestalt von sechs neuen Gesetzen vollendet werden, wenn der Senat, wie erwartet, die jüngsten Änderungen der Deputiertenkammer billigt. Die Regierung kontrolliert den Senat mit bequemer Mehrheit, anders als in der Deputiertenkammer, wo sie nur eine Stimme über der vorgeschriebenen Mehrheit von 129 Stimmen hatte.

			Nachdem alle legalen Formalitäten mit der Verkündung der Gesetze durch die Präsidentin erledigt sind, wird eine Flut von Schutzrekursen, Spanisch „amparos“, landesweit vor Gericht beginnen, wie es schon zahlreiche Politiker und Juristen angekündigt haben. Der erste Schutzrekurs wurde dieser Tage vom Gericht abgewiesen, weil das betreffende Gesetz noch nicht verkündet worden war, welches formale Argument nach der Verkündung hinfällig wird.

			Zur Diskussion stehen mehrere Beanstandungen der neuen Gesetze, weil sie in der Sicht der Gegner der Justizreform gegen bestimmte Paragraphen der Verfassung verstoßen. Diese Beanstandungen betreffen hauptsächlich den Richterrat (Spanisch „Consejo de la Magistratura“), der laut Verfassungsnovelle von 1994 klipp und klar vorschreibt, dass die Vertreter der Richter, Rechtsanwälte und Akademiker von ihren Verbänden und nicht vom Wahlvolk ernannt werden, wie es die Justizreform vorschreibt. Dass die Fachvertreter im Richterrat vom Volk gewählt werden sollen, ist das Herzstück der Justizreform, weil in der Folge die Partei, die die Präsidentschaft und beide Kammern des Kongresses nach einer allgemeinen Wahl beherrscht, auch die Mehrheit der Vertreter im Richterrat kontrollieren wird und in der Folge neue Richter empfehlen wird und alle nationalen und Bundesrichter mit einfacher Mehrheit im Rat absetzen kann. Bisher mussten zwei Drittel der Mitglieder des Richterrates eine Absetzung genehmigen, was der Regierung nicht gelang.

			Künftige Schutzrekurse werden sicherlich in erster Instanz behandelt werden. Sollten sie positiv ausfallen, wird die Regierung Berufung einlegen. Danach folgt in dritter Instanz das von der Regierung neu zu besetzende Kassationsgericht und erst in vierter Instanz der Oberste Gerichtshof, der für Verfassungsfragen  zuständig ist. Die Regierung könnte beim Berufungsgericht ein „per Saltum“ einsetzen, private Kläger nicht. Insofern sind die Aussichten für die Schutzrekurse allein zeitlich nicht gut. Sie werden sicherlich erst nach den Wahl vom Oktober behandelt werden, es sei denn, der Oberste Gerichtshof nimmt selber Stellung und behandelt einen Fall auf eigene Rechnung, was höchst unwahrscheinlich ist.

			Die Aussichten für die Opposition, mittels Schutzrekursen die Justizreform zu blockieren, damit die Justiz nicht der allmächtigen Exekutive unterstellt wird, erscheinen somit vorerst nicht günstig. Anders würden die politischen Verhältnisse im Land freilich aussehen, sollte die Regierungspartei die Parlamentswahlen im Oktober verlieren, wie es zumindest in fünf grössten Gliedstaaten (Autonome Stadt Buenos Aires, Santa Fe, Córdoba, Corrientes und Mendoza) allgemein vorweggenommen wird. Die Entscheidung der Wahl liegt somit in der Provinz Buenos Aires, wo die meisten Wähler leben. Hier wird die Wahl entschieden werden, je nach deren Ausgang die Regierungspartei ihre bisherige Mehrheiten mit Alliierten in beiden Kammern beibehält oder, wie 2009, verliert, Schutzrekurse hin oder her.
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			Selbstbedienungsladen

			Von Stefan Kuhn

			Es gibt auch positive Nachrichten aus Bayern. Dazu gehört neben den Erfolgen des Fußballclubs Bayern München die Tatsache, dass immerhin 170 Landtagsabgeordnete keine Familienangehörigen beschäftigen. Nur noch 17 CSU-Parlamentarier folgen dieser seit 13 Jahren in Bayern eigentlich verbotenen Praxis. Es gab allerdings Schlupflöcher, dieses Verbot zu umgehen. Zudem sind von der Regelung nur Kinder und Ehepartner betroffen, die Volksvertreter konnten die Familienversorgung legal auf Eltern, Geschwister, Schwägerinnen und Schwager ausdehnen.

			Es ist nachvollziehbar, dass bei den Steuerzahlern Unmut über diese Praxis aufkommt. In Bayern verdienen Parlamentarier weit mehr als in anderen Bundesländern. Beim vergangene Woche zurückgetretenen CSU-Fraktionschef Georg Schmid waren das rund 25.000 Euro monatlich - mehr als sein Parteichef Ministerpräsident Horst Seehofer. Dass der gute Mann da noch aus seinem Büroetat bis zu 5500 Euro an seine Frau überweisen ließ, kann schwerlich nicht als Gier interpretiert werden. Schmid ist nicht der einzige Sünder. Landwirtschaftsminister Helmut Brunner beschäftigte von 2000 bis 2009 seine Frau als Bürofachkraft, Justizministerin Beate Merk verschaffte ihrer Schwester Auftragsarbeiten für ihr Ressort, und Kulturstaatssekretär Bernd Sibler versorgte seine Mutter und seine Ehefrau bis 2007 mit Minijobs.

			Auch die Oppositionsparteien SPD und Grüne sind betroffen. Bei deren Abgeordneten wurden die Beschäftigungsverhältnisse allerdings spätestens 2008, mit Ende der letzten Legislaturperiode, beendet. Eine weiße Weste haben nur die FDP und die Freien Wähler. Doch das bedeutet wenig. Beide Parteien sitzen erst seit 2008 im Landtag, die Freien Wähler zum ersten Mal, und die Liberalen scheiterten von 1994 bis 2008 regelmäßig an der Fünf-Prozent-Hürde.

			Landtagspräsidentin Barbara Stamm (CSU) will alle Fälle seit 2000, notfalls auch gegen den Widerstand der Abgeordneten, offenlegen. Ministerpräsident Seehofer will ebenfalls schnell handeln. Ab Juni soll die Beschäftigung von Familienangehörigen generell verboten werden. Seehofer steht unter Druck. Am 15. September wird in Bayern ein neuer Landtag gewählt. Bisher deuteten die Umfragen darauf hin, dass die CSU die 2008 verlorene absolute Mehrheit zurückerobern wird. Dieses Ziel könnte jetzt in Gefahr sein. Zu der Vetternwirtschaft kommt auch noch die Steueraffäre um Uli Hoeneß hinzu. Von dem drohenden Verfahren gegen den Präsidenten des FC Bayern und dessen Selbstanzeige erfuhr die Staatsregierung bereits Ende Januar. Hoeneß gilt als CSU-nah, und das könnte für die Partei noch belastend werden.

			Seehofer ist es jedenfalls nicht gelungen, den Ruf Bayerns als „Amigo“-Land, in dem Vettern- und „Spezl“-Wirtschaft herrschen, zu beseitigen. Wegen der „Amigo“-Affäre musste vor 20 Jahren Ministerpräsident Max Streibl zurücktreten. Der CSU-Mann hatte einem Schulfreund zu Aufträgen des Bundesverteidigungsministeriums verholfen und war dafür mit Luxusurlauben und Parteispenden belohnt worden. Unter Streibls 1988 verstorbenem Vorgänger Franz-Josef Strauß (CSU) hatte die Amigo-Wirtschaft ihre Blütezeit.

			In den letzten Umfragen lag die CSU bei 48 Prozent. Sie wurden allerdings Anfang Februar gemacht. Es könnte durchaus sein, dass die CSU unter die 45-Prozentmarke rutscht und FDP und/oder die Freien Wähler von den Skandalen profitieren. Auf der anderen Seite hat sich die „Amigo“-Affäre bei den Wahlen ein Jahr später kaum ausgewirkt. Die CSU verlor 1994 lediglich zwei Prozentpunkte. Vor fünf Jahren waren die Verluste wesentlich drastischer, obwohl es keine nennenswerten Skandale gab. Die CSU verlor 17,3 Prozentpunkte, kam auf 43,4 Prozent und bildete eine Regierung mit der FDP. Man hat das Wahlergebnis mit einer CSU-Müdigkeit der Bayern erklärt. In den Umfragen war dies damals nicht zu erkennen. Die CSU lag relativ konstant bei rund 50 Prozent. Seehofer hat allen Grund, beunruhigt zu sein.
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			Randglossen

			In der Stadt Buenos Aires entbrannte letzte Woche ein gewalttätiger Streit, nachdem die lokale Regierung ein altes Gebäude neben dem Hospital Borda für Nervenkranke abreißen wollte. Gewalttätige Personen bemühten sich, den Abriss zu verhindern. Die Stadtregierung setzte ihre Polizei ein, die sogleich angegriffen wurde. Einige Polizisten wurden verletzt. Die Reaktion der Polizei entsprach den üblichen Methoden. Geschützt hinter Helmen, verletzten die Polizisten die Randalierer sowie ungewollter Weise auch Journalisten vor Ort. All das wurde in der Öffentlichkeit breitgeschlagen, weil Repression der Polizei zu einem Schimpfwort geworden ist. Anstatt mit Gummikugeln zu schießen, sollte sich die Polizei auf gefärbte Wasserwerfer beschränken, die die Kleidung der Randalierer beschmutzt. Wasser schmerzt und verletzt nicht, identifiziert aber die Vandalen.

			Argentinien sonnt sich neuerdings international, weil Papst Franziskus hier geboren wurde, ebenso die neue Königin Máxima Zorreguieta der Niederlande und der Profisportler Lionel Messi als bester Fußballer der Welt seit vier Jahren. Nicht genannt werden andere Spitzensportler wie die Hockeyspielerin Luciana Aymar, seit fünf Jahren ebenfalls als die beste der Welt anerkannt, und Polospieler Adolfo Cambiaso, dem auch diese Ehre gebürt. Präsidentin Cristina Kirchner verteidigte die Königin, der hier vorgeworfen wird, dass sie die argentinische Staatsbürgerschaft aufgeben musste. Das mag niederländische Vorschrift gewesen sein, aber nach argentinischem Gesetz ist die Staatsbürgerschaft unverzichtbar, so dass die Königin zwei Nationalitäten genießt wie so viele Menschen in der Welt, ohne dass sich jemand darüber aufregt. Auch Papst Franziskus kann auf die italienische Staatsbürgerschaft Anspruch erheben und Doppelbürger werden. In Italien gilt er als „oriundi“, das heißt Sohn italienischer Eltern.

			Ein bisschen paranoid ist das schon. Da kommen zwei deutsche Minister in einem Regierungsflugzeug in Washington an und müssen eine Stunde lang auf die Einreise warten. Natürlich herrscht in den USA nach dem Anschlag in Boston Terror-Angst, aber Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) und Innenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) sollten allein wegen ihrer Ämter frei von derartigen Verdächtigungen sein. Vielleicht traut ja die US-Heimatschutzbehörde den Deutschen nicht zu, ihre Delegation auf Herz und Nieren zu prüfen. Aber Freunde und Verbündete behandelt man anders. Vor allem dann, wenn man so viele Feinde hat.

			Die Nachricht ist zunächst wenig spektakulär. Der turkmenische Präsident Gurbanguly Berdymuchammedow, den Namen muss man sich nicht merken, ist bei einem Rennen vom Pferd gestürzt. Das mag für den Mann recht schmerzhaft gewesen sein, aber interessant an der Geschichte ist, dass über den Vorfall Stillschweigen verordnet wurde. Die Zuschauer mussten Videos und Fotos der Veranstaltung löschen. Noch interessanter ist die staatliche Meldung, dass der gute Gurbanguly das Rennen gewonnen und die Siegprämie von elf Millionen Dollar eingestrichen hat. So also bessert der Staatschef von Turkmenistan sein präsidiales Salär auf. Jetzt wird auch die Nachrichtensperre verständlich. Wenn der Reiter fällt, kann höchstens das Pferd gewinnen. Gemessen an diesen Maßstäben ist der bayrische Selbstbedienungsladen ein kleiner Kiosk.
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			Rekord-Steuereinnahmen im April: +36,8%

			Die gesamten Steuereinnahmen im weiteren Sinn (einschliesslich Zölle, Sozialabgaben und Gebühren) des Nationalstaates erreichten im April 2013 einen historischen Rekord von $ 67,63 Mrd., 36,8% mehr als im geichen Vorjahresmonat. Das ist etwa 10% höher als die Zunahme des BIP zu laufenden Werten, also Inflation plus echte Zunahme. Auch gegenüber März fand eine Zunahme statt, von ganzen 12,2%. In den ersten vier Monaten 2013 lagen die Einnahmen somit bei $ 254,48 Mrd., 28,6% über dem Vorjahr. Doch die Entwicklung weist dieses Jahr mehrere Anormalitäten auf.

			Auffallend ist dabei die interanuelle Zunahme bei der Gewinnsteuer, die mit $ 11,04 Mrd. um 47,9% über dem Vorjahr lag. Hier spiegelt sich der hinter der Inflation stark zurückgebliebene steuerfreie Mindestbetrag, die kalte Zunahme der Progression als Folge der Inflation und die Tatsache, dass die Steuerbilanzen keine Infationsberichtigung haben. Die Steuerbelastung hat stark zugenommen, da das Einkommen, sowohl was Arbeitseinkommen wie auch Kapitaleinkommen u.a. Einkommen betrifft, knapp über der Inflation gestiegen sein dürfte.

			Die MwSt. brachte netto $ 18,51 Mrd. ein, um 33,2% über dem gleichen Vorjahresmonat. Doch dabei ergibt sich die eigenartige Lage, dass der Erlös der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer mit $ 11,82 Mrd. nur um 13,6% über April 2013 lag, während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. mit $ 7,05 Mrd. um 96% höher war. Im März wurde eben eine grosse Menge von Gütern verzollt, deren effektiver Import von Binnenhandelssekretär Moreno verzögert worden war. Jetzt hat Moreno wieder an der Bremse gezogen, um zum Ausgleich der Zahlungsbilanz beizutragen. Die geringe Zunahme der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer deutet auf eine schwache Nachfrage hin, vor allem bei dauerhaften Konsumgütern, bei denen die Hinterziehung gering ist. Bei der MwSt. stieg der Betrag der Rückgabe der vorher gezahlten Steuer an die Exporteure um 210% auf $ 372 Mio. Die Rückvergütungen, die direkte Exportsubventionen darstellen (begründet als Rückgabe von intern gezahlten Steuern) betrugen im April 2013 $ 400 Mio., gegen Null im Vorjahr. Die Regierung war dieses Jahr mit den Exporteuren grosszügiger.

			Die Exportzölle lagen mit $ 8,81 Mrd. um 25,4% über dem Vorjahr. Auch wenn die Landwirte einen Teil ihrer Soja- und Maisernte einbehalten haben, ist die diesjährige Ernte eben höher als im Vorjahr. Ausserdem spiegelt sich hier die Abwertung. 

			Die Importzölle lagen mit $ 1,85 Mrd. um 114,1% über dem Vorjahr. Hier kommt erneut die künstliche Aufblähung der Importe im April zum Ausdruck, weil im April viel zurückgehaltene Ware verzollt wurde.

			Der Erlös der Schecksteuer lag mit $ 4,03 Mrd. um 27,2% über dem Vorjahr, was etwa die nominelle Zunahme des BIP entspricht, eventuell plus einer kleinen Zunahme des Zahlungsverkehrs über Banken (mit Schecks, direkten oder elektronischen Zahlungsanweisungen).

			Der Erlös der Benzinsteuer lag mit $ 1,16 Mrd. um 34,3% über dem Vorjahr, und der auf Dieselöl u.a. Erdölderivate mit $ 604,6 Mio. um 40,5% höher. Das ist auf die Preiserhöhungen zurückzuführen.

			Die Einnahmen des Systems der sozialen Sicherheit (zum allergrössten Teil Pensonierungsbeiträge) lagen mit $ 18,59 Mrd. um 39,4% über dem Vorjahr. Die Zunahme liegt weit über den Lohnerhöhungen, die durchschnittlich etwas über 25% lagen. Der Rest der Zunahme entfällt somit auf eine gestiegene legale Beschäftigung, die jedoch in den INDEC-Zahlen über Beschäftigung nicht zum Ausdruck kommt.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,20, um 0,29% über der Vorwoche und um 5,58 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 39,55 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,431, zum 30.09.13 bei $ 5,712, und zum 31.01.14 bei $ 6,23. Der Terminkurs per Februar 2014 lag um 27,74% über Ende Februar 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 9,63. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 4,27% und lag 34,65% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten zur Vorwoche unverändert und lagen 8,51% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,01% und lagen um 16,97% über Ende 2012. Boden 2014 blieben zur Vorwoche ebenfalls unverändert und lagen 5,60% über Ende 2012. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,86% und lagen 3,81% unter Ende 2012, und Global 2017 Arg. verloren zur Vorwoche 1,23% und lagen 9,60% im Minus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 162,54 (Vorwoche $ 161,89) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 232,20 (Vorwoche $ 231,27).

			***

			Der deutsche parlamentarische Staatssekretär bei der Bundesministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Dr. Gerd Müller, hält sich derzeit in Begleitung einer Wirtschaftsdelegation in Argentinien auf. Der Staatssekretär hat mit seinem argentinischen Amtskollegen Dr. Lorenzo Basso eine Absichtserklärung über den Ausbau der Zusammenarbeit in der Landwirtschaft unterzeichnet. Damit wird eine zwischen Bundesministerin Aigner und ihrem argentinischen Ministerkollegen Yauhar im letzten Jahr getroffene Vereinbarung umgesetzt. Die Kooperation zu Fragen einer nachhaltigen Land-, Forst- und Fischwirtschaft ist ebenso Bestandteil dieser Absichtserklärung wie die Zusammenarbeit bei Fragen der Welternährung und der Funktion der Agrarmärkte. Vereinbart wurde auch die Beteiligung Argentiniens in Kooperation mit dem BMELV mit einem Ländertag an der Internationalen Grünen Woche 2014 in Berlin. (Bundesministerium für Landwirtschaft, Berlin)

			***

			Im März 2013 wurden in der Stadt Buenos Aires 2730 Immobilienübertragungen abgeschlossen, gegen 4679  im Vorjahr, bereichtet der Verband der Notare der Stadt. Im 1. Quartal betrug der Rückgang der Zahl der Übertragungen gegenüber der gleichen Vorjahresperiode 41,3%, und in Werten 39,1%. Die Immobiliengeschäfte gehen schon 16 Monate in Folge zurück.

			***

			Das chinesische Bergbauunternehmen MCC, das das Eisenerzbergwerk Sierra Grande, in Rio Negro, betreibt, hat der Provinzregierung und Oppositionspolitikern der Provinz mitgeteilt, dass unter den bestehenden Bedingungen die Weiterführung des Betriebes nicht möglich sei. Für dieses Jahr waren 12 Schiffsladungen mit Erz vorgesehen, gegen 9 im Vorjahr, jede mit 30 bis 50.000 t. Die Firmenleitung wies darauf hin, dass die internationale Nachfrage zurückgegangen und der Stahlpreis gesunken sei, so dass der niedrige Wechselkurs zu einer unhaltbaren Lage führe. Ausserdem schuldet ihnen die Regierung $ 70 Mio. an Rückgabe der MwSt, und schliesslich wird die Firma gezwungen, die Verschiffung nur mit Maruba zu verpflichten, die von der Gewerkschaft kontrolliert wird und 30% teurer ist als andere Schifffahrtsunternehmen. Das Bergwerk wurde von der Nationalregierung über die Abteilung des Heeres “Fabricaciones Militares” in den 70er Jahren errichtet, mit einer Investition von über einer Milliarde Dollar. Da es jedoch völlig unwirtschaflich war, wurde es in den 90er Jahren stillgelegt und an die Provinz Rio Negro übertragen, die es schliesslich an ein chinesisches Unternehmen für u$s 25 Mio. verkaufte, das die Produktion aufnahm, nachdem der Preis für Eisenerz inzwischen stark gestiegen war. 

			***

			In den ersten vier Monaten 2013 betrugen die argentinischen Exporte nach Brasilien u$s 5,76 Mrd., 17% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Die Importe lagen mit u$s 5,85 Mrd. um 1% unter dem Vorjahr. Somit konnte das argentinische Defizit im bilateralen Handel mit Brasilien von u$s 968 Mio. im Vorjahr auf u$s 92 Mio. dieses Jahr verringert werden.

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den das Institu für Wirtschaftsforschung FIEL ausarbeitet, ist im März innerjährlich um 2,1% zurückgegangen. Einschliesslich der saisonalen Faktoren, erreichte die Monatsproduktion eine Zunahme um 24,5% gegenüber dem Vormonat, der wegen Feiertagen dieses Jahr noch kürzer als üblich war. Im ersten Quartal 2013 fiel der Index zum vierten Quartal hintereinander um 2,5%.

			***

			Der Umsatz der 71 Supermärkte, die monatlich vom INDEC erhoben werden, lag im März 2013 mit $ 10,21 Mrd. um 26,9% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 10,7% über Februar 2013. Zu konstanten Preisen betrug die interanuelle Zunahme 14,5%. Die Preise stiegen somit durchschnittlich um 10,5%, was zum Teil auf den einzelnen Preiserhöhungen der Produkte und zum anderen Teil auf einer anderen Zusammensetzung der Nachfrage beruht, mit mehr relativ billigen Produkten. Angeblich hat sich auch die Preiseinfrierung ausgewirkt, die Binnenhandelssekretär Moreno den Supermärkten u.a. aufgezwungen hat. Diese Statistik deutet darauf hin, dass der normale Konsum der Haushalte sich auf hohem Niveau hielt. 

			***

			Von der Hilton-Rindfleischimportquote der EU, die für die Periode vom 1.7.2012 bis zum 30.6.13 29.500 t beträgt, werden dieses Jahr laut Expertenschätzungen 8.000 t nicht geliefert. 2009/10 fehlten 10.900 t um das Kontingent zu erfüllen, 2010/11 2.200 t und 2011/12 11.325 t. Bei diesen EU-Importen besteht ein Zollsatz von 20%, der weit unter dem sonst bei der EU geltenden Satz von etwa 100% liegt. Deshalb liegt auch der Nettopreis hier drei bis vier Mal so hoch, wie bei normalen Exporten. Dabei wird vornehmlich Lende (“lomo”) exportiert, die auf dem Binnenmarkt weniger gefragt ist. Um das Kontingent erfüllen zu können, muss der Export sofort einsetzen. Doch die Regierung hat in den letzten Jahren die Bestimmung der Aufteilung und die Zuteilung der Quote um drei bis fünf Monate verzögert, wofür Binnenhandelssekretär G. Moreno verantwortlich ist. An einem weiteren Kontingent von 45.000 Jato, die von der EU zollfrei importiert werden, ist Argentinien bisher nicht beteiligt. Es muss sich hier um hormonfreies Rindfleisch von Tieren handeln, die mindestens 100 Tage in Feed-lots gemästet wurden. Argentinien kann diese Bedingungen ohne Schwierigkeiten erfüllen, hat jedoch die Amtsschritte unterlassen, die gefordert werden. Bisher wurden nur Kanada, Australien, Neuseeland und Uruguay zugelassen. 

			***

			Die US-Regierung hat ihr Vertrauen in die Statistiken des argentinischen Statistischen Amtes (INDEC) verloren. Washington unterstützt die vom Internationalen Währungsfonds verhängten Sanktionen gegen Argentinien. So sagte die Staatssekretärin für Inneramerikanische Angelegenheiten Lael Brainard, dass eine der wichtigsten Pflichten des IWF darin liege, die Standards für die Statistikinformationen festzulegen. Im Februar hatte der IWF, zum ersten Mal in seiner Geschichte, Sanktionen gegen ein Mitglied verhängt, wegen der schlechten Qualität der argentinischen Statistiken.

			***

			Die AFIP hat durch Beschluss 3492 (Amstblatt vom 30.4.13) verfügt, dass Personen, deren Jahreseinkommen $ 500.000 und deren Vermögen $ 305.000 übersteigt, den Beitrag für die ANSeS und das Sozialwerk von Hausangestellten (der im April von $ 95 auf $ 135 pro Monat erhöht wurde) auch dann zahlen müssen, wenn sie angeben, kein Haushaltspersonal zu beschäftigen. Es wird dabei angenommen, dass bei diesem Einkommen normalerweise Personal eingestellt wird. Es geht somit um die Erfassung der Hinterziehung. Diejenigen, die den Beitrag schon zahlen, müssen sich demnächst in einem Sonderegister eintragen. Beiläufig sei daran erinnert, dass diejenigen, die gegenüber der AFIP angeben, Haushaltspersonal zu beschäftigen, einen bestimmten Betrag von der Steuer abziehen dürfen. Dies hat jedoch eine beschränkte Wirkung gehabt. 

			***

			Mit einer anormalen Verspätung von 40 Tagen hat das Schatzamt die Zahlen über die Februar-Finanzen des Nationalstaates bekanntgegeben. Das echte (als finanziell bezeichnete) Defizit lag bei $ 526,6 Mio., und erreichte im 1. Bimester somit $ 2,11 Mrd. Hinzu kommen dann noch die Zuschüsse der ZB ($ 2,45 Mrd.) und der ANSeS ($ 679,9 Mio.), die als echte Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich um Defizitfinanzierung handelt. Bei der ZB wurde der Gewinn abgehoben, der zum grössten Teil ein Buchgewinn ist, der sich aus der Auswertung der Devisenreserven ergibt, wenn die Devisenbeträge auf Pesos umgerechnet werden. Und bei der ANSeS handelt es sich um die Rente des Sonderfonds, der jedoch für Zahlungen an Rentner bestimmt ist, wobei die ANSeS hohe Schulden aufweist, die durch richterliche Urteile bestätigt wurden. Das primäre Ergebnis, bei dem die Zinsen auf die Staatsschuld nicht berücksichtigt werden, betrug im Februar $ 204 Mio., 70,4% unter dem Vorjahr, und im 1. Bimester $ 1,02 Mrd. Die Ausgaben lagen im Februar um 36,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, wobei die Kapitalausgaben um 31,7% und die Ausgaben der sozialen Sicherheit um 33,5% zunahmen.

			***

			Bei der Wechselausschreibung der ZB vom Dienstag wurden Offerten für $ 4,30 Mrd. eingereicht, die voll angenommen wurden. Der Verfall von Wechseln war geringer, so dass die ZB einen Überschuss von $ 310 Mio. erreichte. Im Laufe dieses Jahres hat die ZB schon Wechsel im Wert von $ 12 Mrd. zurückgezogen. Die Zinsen für Lebac-Wechsel lagen je nach Laufzeit zwischen 14,65% und 16,43%.

			***

			Bei der Generalversammlung von YPF wurde folgende Aufteilung des Gewinnes des Jahres 2012 von $ 3,9 Mrd. beschlossen: Dividende in Bargeld: $ 300 Mio.; Rückkauf von eigenen Aktien (der Belegschaft): $ 120 Mio.; Reserven für Finanzierung von Arbeitskapital und Investitionen; $ 3,5 Mrd. Die Dividendenpolitik von Repsol wurde grundsätzlich umgekehrt. Zwischen 1999 und 2011 hatte YPF einen Gewinn von $ 16,45 Mrd. ausgewiesen und Dividenden in Bargeld für $ 13,24 Mrd. gezahlt. Repsol schöpfte auf diese Weise Mittel ab, die die Firma dann für andere Zwecke bestimmte. Gleichzeitig erhielt der Minderheitsaktionär, die Petersen-Gruppe (von der Familie Eskenazi, hinter der sich vermutlich das Kirchner-Ehepaar versteckte) das Geld, um das Aktienpaket von 25% zu zahlen, das er mit Ratenzahlung gekauft hatte. 

			***

			Die Stromvertriebsgesellschaft Edenor hat im vergangenen Jahr $ 1,02 Mrd. verloren und sah sich gezwungen, ihr Kapital zu reduzieren. Dadurch ging das Gesellschaftskapital von $ 906,5 Mio. auf $ 815,8 Mio. zurück.

			***

			Den Steuerzahlern kosten die Universalsubventionen täglich $ 112 Mio. Ein Bericht der Argenti-nischen Haushaltsverbandes (ASAP) gibt eine detaillierte Auskunft darüber. So geht aus dieser Studie hervor, dass die Staatszuschüsse im Verlauf des ersten Quartals innerjährlich um 38,3% gestiegen seien, besonders um die Strom- und Gastarife niedrig zu halten. So sind die Subventionen für die Strompreise im genannten Zeitraum um 69,3%, und für die Gaspreise über die Staatsgesellschaft Enarsa, zuständig für die Gasimporte, sogar um 79% angestiegen. Bereits zum ersten Quartalsende hatte die Regierung 38% der für das gesamte Jahr vorgesehenen Summe an Stromtarifezuschüssen ausgegeben. Für das staatliche Kindergeld sowie das Mutterschaftsgeld wurden bereits 2,99 Mrd., also $ 33,23 Mio. pro Tag ausgegeben. Diese Summe ist um 30% geringer als der Betrag für den Strom und Gasverbrauch.

			***

			Die Bautätigkeit ist im März gegenüber dem gleichen Monat im Vorjahr laut INDEC um 2,9% gefallen. Im Januar war diese Tätigkeit innerjährlich bereits um 1,9% zurückgegangen. Im Februar zeigte der Indikator mit einem Plus von 1% leicht nach oben. Kumuliert auf das 1. Quartal 2013 spiegelt das Ergebnis einen innerjährlichen Rückgang von 1,3%.

			***

			Die AFIP hat durch Beschluss 3.490 verfügt, dass alle vier Monate eine Liste der Einheitssteuerzahler veröffentlicht wird, die auf das allgemeine Steuersystem übertragen worden sind. Die Zahl der Einheitssteuerzahler beträgt ca. 2,5 Mio. Das System der Zahlung eines festen Monatsbetrages, statt der MwSt und der Gewinnsteuer, war 1997 eingeführt worden, um diejenigen zu erfassen, die ein geringes Einkommen hatten und sich dem Steuersystem nicht anpassen konnten. Doch mit der Zeit haben sich immer mehr Personen und Kleinunternehmen eingetragen, die die Bedingungen der Einheitssteuer (Höchstbeträge beim Umsatz, beim Stromverbrauch, bei der Fläche eines Geschäftes und bei der Zahl der Angestellten) nicht erfüllen und dabei im Wesen nur Steuern hinterziehen. Die AFIP hat vor einiger Zeit eine systematische Kontrolle eingeführt, bei der diese Fälle aufgedeckt werden. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Am 1. Mai 2013 trat das zwischen Deutschland und Brasilien geschlossene Sozialversicherungsabkommen in Kraft. Vorteile bei der Rente hat durch das Abkommen, wer in Deutschland und Brasilien gearbeitet hat. Die Wartezeit für Rentenansprüche kann durch die in beiden Ländern zurückgelegten Versicherungszeiten erfüllt werden. Durch die Zusammenrechnung der in beiden Ländern erworbenen Versicherungszeiten können Lücken im Versicherungsverlauf geschlossen werden. Dies verbessert die Möglichkeit, aus beiden Ländern eine Rente zu erhalten. Das neue Abkommen ermöglicht außerdem die uneingeschränkte Zahlung von Renten in den jeweils anderen Staat. Schließlich gilt fortan der Antrag auf die brasilianische Rente zugleich auch als Antrag auf die deutsche Rente und umgekehrt. Vorteilhaft ist das Abkommen auch für vorübergehend im anderen Vertragsstaat beschäftigte Arbeitnehmer. Wird ein in Deutschland Beschäftigter von seinem Arbeitgeber nach Brasilien entsandt, um dort eine Arbeit für diesen Arbeitgeber auszuführen, gelten für diese Beschäftigung während der ersten 24 Kalendermonate weiterhin die deutschen Rechtsvorschriften. Beschäftigte müssen also nicht mehr vom deutschen in das brasilianische Rentensystem wechseln. Das Gleiche gilt umgekehrt für Entsendungen aus Brasilien. (Deutsche Rentenversicherung, Berlin)

			***

			Boliviens Präsident Evo Morales hat am Mittwoch den Ausstoss der Internationalen Entwicklungsagentur (USAID auf englisch) angekündigt. Dieses Institut der USA befasst sich mit Förderungsprogrammen, die weitgehend sozialen Charakter haben. Gegenwärtig befinden sich ein Gesundheitsprogramm für ärmere Bevölkerungsgruppen für u$s 20 Mio. und ein weiteres für dauerhafte Entwicklung der Landwirtschaft in 106 Gemeinden in Gang. In vorangehenden Jahren betrug die USAID-Hilfe pro Jahr bis zu u$s 40 Mio. Der Entschluss von Morales ist unbegreiflich.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Grupo Managers

			Dieses Consultingbüro hat die online Versteigerungsbörse GdA Remates lanciert, die sich auf gebrauchte Maschinen und Anlagen spezialisiert. 

			Acindar Pymes

			Diese Gesellschaft für Risikosicherung (SGR, Sociedad de Garantía Recíproca) hat die Santander Rio Bank als neuen Schutzpartner aufgenommen, und dadurch ihren Risikofonds um $ 170 Mio. erhöht. Mit den Garantien sollen kleine und mittlere Unternehmen Zugang zu Bankkrediten erhalten.

			IRSA

			Dieser Immobilienkonzern beendete die Modernisierung des outlet Shopping “Soleil”, nach einer Investition von $ 144 Mio. Hier sind auch neue Textilfirmen mit eigenen Boutiquen untergebracht, wie z.B. Paula Cahen d’Anvers, Ona Saez, Rouge, Bensimon usw. Dieses Shopping-Center wurde im Juli 2010 von der Firma APSA Centros Comerciales übernommen. APSA wird von IRSA kontrolliert.

			Sadepan Latinoamericana

			Dieses Unternehmen investiert u$s 3 Mio. in ihrem Melaminwerk von Concepción del Uruguay, in der Provinz Entre Rios. Dadurch soll noch in diesem Jahr der Umsatz um 17% zunehmen, gegenüber den $ 188 Mio. die 2012 erzielt wurden. Sadepan gehört zur italienischen Grupo Mauro Saviola, Italiens grösster Hersteller von Bauplatten, und weltweit einer der führenden.

			MWM International

			Dieser Fabrikant von Dieselmotoren nimmt die Herstellung in der Stadt Jesus Maria, in Córdoba, wieder auf, und peilt eine Jahresproduktion von zunächst 1000 Motoren, an. sowie Investitionen über u$s 3 Mio. Für kommendes Jahr soll die Produktion auf 2000 Motoren wachsen. MWM war ursprünglich ein deutsches Unternehmen, und wurde 2005 von der US-amerikanischen Navistar übernommen, um sich der Gruppe MVM einzugliedern. MVM plant Gesamtinvestitionen in die Region über u$s 50 Mio.

			Consultatio

			Im Vorort Escobar (etwa 80 km nördlich von der Bundeshauptstadt entfernt) errichtet diese Firma ein neues Wohnviertel, unter dem Namen Puertos del Lago. Die Baugesellschaft Araucaria unter Leitung von Eduardo Constantini zeichnet dafür verantwortlich. Bislang wurden in Bau und Infrastruktur an diesem Projekt u$s 59 Mio. investiert, davon alleine u$s 15 Mio. um eine neue Verbindungsstrasse zwischen der Siedlung und der Autobahn “Panamericana” fertigzustellen.

			Walmart

			Diese Supermarktkette hat am Donnerstag ihren Markt Nr. 100 in Pilar, Provinz Buenos Aires, eingeweiht, mit 11.000 qm bebauter Fläche auf einem Gelände von 40.000 qm, mit einer Investition von $ 100 Mio. Walmart nahm seine Tätigkeit in Argentinien 1995 auf und zählt jetzt mit insgesamt 31 Hypermärkten, 5 Supermärkten und 64 Lokalen “Changomás”. Die Präsidentin Cristina Kirchner wies in einer Fernsehkonferenz auf das starke Wachstum dieses Unternehmens während der Kirchner-Regierungen (ab Mai 2003) hin, und sagte dabei ironisch, es sei dennoch kein “K-Unternehmen”.

			Phoenix Contact

			Dieses deutsche Unternehmen hat im Vorort Garín (Km 45 der Nordautobahn) eine Fabrik in Betrieb genommen, in der Kontakte für elektrischen Strom hergestellt werden, wobei es dieses Jahr schon 2,5 Mio. sein sollen, dann zunehmend bis zu 8 Mio. 2015. Dieses Jahr ist vorgesehen, Importe für u$s 800.000 zu ersetzen und für u$s 1,7 Mio. zu exportieren. Bisher hat die Firma nur importiert, was sie bei anderen Produkten weiter tun wird. Die Präsidentin Cristina Kirchner hat diese Initiative anlässlich ihrer Fernsehansprache vom Donnerstag begrüsst.

			Globant

			Dieses technologische Unternehmen, das von den Argentiniern Martín Umarán, Martín Migoya und Néstor Nocetti gegründet wurde und geleitet wird, hat den Investment-Fonds Vivid Growth geschaffen, an dem auch der Unternehmer Francisco Alvarez Demalde beteiligt ist. Binnen drei Jahren soll der Fonds u$s 10 Mio. in technologischen Unternehmen und Initiativen investieren. Zunächst wurde eine Investition von u$s 600.000 in einer Plattfirma für elektronischen Handel (“Ventas privadas”) angekündigt, die 2012 schon einen Umsatz von $ 10 Mio. erreichte und sich jetzt auch in Chile und Peru niederlassen will.  

			Paperfood

			Dieses Unternehmen der Estisol-Gruppe hat eine neue Fabrik für Produkte aus Kunststoffpapier (“polipapel”) in Villa Rosa, bei Pilar, Provinz Buenos Aires, in Anwesenheit von Industrieministerin Debora Giorgi und mit einer TV-Fernverbindung mit Präsidentin Cristina Kirchner, die in Las Heras, Provinz Santa Cruz, weilte, eingeweiht. Es handelt sich um eine Investition von $ 11,4 Mio., von denen $ 8,6 Mio. von der Banco Nación im Rahmen des Planes “Bicentenario” beigetragen wurden. Die Fabrik bedeckt 15.000 qm eines Geländes von 70.000 qm, und die Produktion, die auf 11,5 Mio. Trinkbehälter u.dgl. veranschlagt wird, soll 30% der Jahresimporte ersetzen, die vorwiegend aus den USA und Chile stammen. Die Gruppe Estisol, die sich mit der Herstellung und dem Vertrieb von Produkten aus Polistyren befasst, hat schon zwei Fabriken in Pilar, nämlich Novapol und Editelco Sudamericana, eine in der Bundeshaupstadt (im Bezirk Parque Patricios), eine in San Luis, eine in Tucumán und eine in Tierra del Fuego. Insgesamt beschäftigt die Firma 575 Menschen und hat einen Jahresumsatz von $ 358 Mio.
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			Der Höhenflug des blauen Dollars

			Die zunehmend strenge Devisenbewirtschaftung hat dem freien Markt einen Aufschwung und eine Bedeutung verliehen, die er bis zum 4. Quartal 2011 nicht hatte. In vergangenen Zeiten sprach man vom parallelen Dollarkurs, ein Euphemismus für den schwarzen Kurs. Jetzt wurde dieser Kurs in “blue” (blau) umgetauft, eine Bezeichnung, die irgendjemand erfunden hat, die dann allgemein verwendet wird. Schwarz bedeutet illegal, während man sich bei “blue” denken kann, was man will. Denn im Grunde ist der Kauf von Dollars zwar formell illegal, aber moralisch gerechtfertigt, da es begreiflich ist, dass Menschen aus dem inflationskranken Peso flüchten wollen. Das Kaufverbot von Dollars gehört in die Kategorie des “ungerechten Rechtes”.

			Sofern es sich um den Kurs für Dollarscheine handelt, oder um direkte Überweisungen, ist dieser Kurs offen schwarz, weil es sich um verbotene Geschäfte handelt. Wenn jedoch das Devisengenschäft über Staatspapiere erfolgt, die auf Dollar lauten und sowohl an der Börse von Buenos Aires wie der von New York gehandelt werden, ist das Geschäft legal, sofern die Pesos oder Dollar, die verkauft werden, steuerlich gerechtfertigt sind. Aber das ist ein anderes Problem, für das die ZB nicht zuständig ist. Dieser Handel hat gewisse Komplikationen, da der Käufer des Bonds, der in Pesos zahlt, drei Tage warten muss, bis er verkaufen kann und die entsprechenden Dollar erhält. Ausserdem lässt sich dieses System nur bei grösseren Geschäften anwenden. Der Kurs für Dollarscheine und für Überweisungen über Kauf und Verkauf von dollarisierten Staatspapieren ist unterschiedlich, wobei in letzter Zeit Banknoten teurer sind. Aber gelegentlich war es auch umgekehrt. Für die Makler bietet sich dabei die Möglichkeit eines interessanten Arbitragegeschäftes.

			Die Regierung verfolgt die Makler mit Inspektoren der ZB, gelegentlich auch der AFIP, erreicht dabei jedoch sehr wenig, da die schwarzen Devisengeschäfte dann auf Andere übergehen, die nirgends registriert sind. Auf der Strasse Florida u.a., bieten Personen, die als “Bäumchen” (“arbolitos”) bezeichnet werden, ununterbrochen an, Dollar zu kaufen oder zu verkaufen. Wenn ein Inspektor kommt, verschwinden sie. Und auch wenn sie ertappt werden, kommt der Inspektor nicht sehr weit, weil diese Menschen ihm gewiss nicht sagen werden, für wen sie arbeiten. 

			Der Sprung auf über $ 9 pro Dollar in der Vorwoche, was die Differenz zum offiziellen Kurs auf über 75% erhöhte, hat allgemein einen Schock herbeigeführt, und zwar nicht nur, weil dies als Signal eines Abwertungssprunges beim offiziellen Kurs und/oder als Symptom einer zunehmende Inflation gedeutet wird, sondern weil es direkten Einfluss auf die Wirtschaft hat. An erster Stelle werden dabei Immobiliengeschäfte noch mehr gestört, da der Verkäufer Dollar haben will, der Käufer jedoch in Pesos verdient. Doch auch sonst werden viele Geschäfte in Dollar abgeschlossen, oder auf den freien Dollarkurs bezogen. Die Dollarhausse wirkt somit inflationstreibend und rezessiv. Bei den Landwirten regt dieser hohe Kurs zunächst die Einbehaltung der Ernten an, was durch die Verwendung von grossen Kunststoffschläuchen erleichtert wird. Der Landwirt verkauft im Ausmass seines finanziellen Bedarfs, und nicht mehr. Die Börse von Rosario hat ermittelt, dass bis zum 10. April nur 26% der Sojaernte verkauft wurde, gegen 48% in der gleichen Vorjahresperiode. Auch wenn Moreno wilde Drohungen von sich gibt, und selbst wenn er sich auf den Kopf stellen würde (was er bisher noch nicht getan hat), bleiben die Landwirte auf ihren Ernten sitzen. Das bedeutet, dass in den kommenden Wochen, wenn die Ernte von Mais und Soja voll eingebracht wird, weniger Devisen auf dem offiziellen Markt angeboten werden, als es sein sollte. All das verschärft die Zahlungsbilanzkrise.

			Die Frage, die jetzt allgemein gestellt wird, ist die, ob der Kurs noch weiter nach oben geht oder wieder zurückgeht. Da es sich um einen relativ kleinen Markt handelt, mit einem Umfang von bestenfalls einigen Millionen Dollar pro Tag, führen einzelne Geschäfte, die für einen höheren Betrag getätigt werden, zu hohen Schwankungen. Bei der allgemeinen Weltuntergangsstimmung, die in letzter Zeit in Argentinien aufgekommen ist, ist es daher nicht ausgeschlossen, dass der Höhenflug weitergeht. Man sollte sich ausserdem vor Augen halten, dass ein Kurs von $ 9 real ziemlich genau einem von $ 3 entspricht, wie er nach der Abwertung von 2002 längere Zeit bestand, wenn man diesen mit der Inflation in Argentinien (gemessen an privaten Preisindices) und der USA berichtigt. Der Kurs ist demnach nicht so anormal hoch, wie er zunächst erscheint.

			Doch auf der anderen Seite muss man berücksichtigen, dass der hohe Kurs das Dollarangebot automatisch erhöht. Zunächst hat dies Käufe mit Kreditkarten im Ausland angeregt, bei denen dann ein Zusatz von 20% berechnet wird, als Vorschuss auf die Gewinnsteuer. Für diejenigen, die diese Steuer zahlen, handelt es sich somit nur um einen finanziellen Verlust. Dabei haben bestimmte Makler schon ein Geschäft geschaffen, indem sie mit Karten von Dritten nach Uruguay reisen, um dort Dollar billig zu kaufen, die sie dann sofort teuer verkaufen. Die AFIP hat jetzt eine Kontrolle dieser Dollarkäufe über Kreditkarten eingeleitet, kommt dabei nicht sehr weit, weil die Verwendung von Kreditkarten im Ausland legal ist und die AFIP nicht bestimmen kann, wie viel jeder Karteninhaber ausgeben darf. Die Banken wurden aufgefordert, diesen Einsatz von Kreditkarten im Ausland zu kontingentieren. Die Banken haben daraufhin den Höchstbetrag beim Zinsatz von Kreditkarten im Ausland auf $ 15.000 beschränkt. Das wären zum offiziellen Kurs u$s 2.880. Hier ist auf Fälle bisher eine kontinuierliche Übertragung von Devisen vom offiziellen auf den “blauen” Markt entstanden, der Angebot auf diesem schafft.

			Ausserdem kaufen Touristen die Pesos, die sie hier ausgeben, auf diesem Markt, was auch mehr Angebot bedeutet. Da Argentinien dann im Vergleich zu den Staaten, aus denen die Touristen kommen, sehr billig geworden ist, zieht dies Touristen an, die dann auch mehr ausgeben. Für die Tourismusbranche, besonders Hotels und Restaurants, wirkt sich dies positiv aus. Aber die Dollar, die auf dem blauen Markt verkauft werden, fehlen dann beim beim offiziellen und verschärfen das Zahlungsbilanzproblem.

			Abgesehen von den Touristen, fördert der hohe Kurs auch den Verkauf von Dollarguthaben von Personen, die hier wohnen. Denn wenn sie Dollar für den Kauf von Automobilen u.a. dauerhaften Gebrauchstgütern einsetzen, dann liegen deren Preise in Dollar zum freien Kurs berechnet knapp über den internationalen, gelegentlich sogar darunter. Ein importiertes Produkt, das zum offiziellen Kurs und einem Zollsatz von 35% (dem höchsten) eingeführt wird, sollte zum freien Kurs sogar billiger als im Ursprungsland sein, wobei man jedoch Frachten, allgemeine Importkosten und die MwSt berücksichtigen muss. Auch bei lokal erzeugten Automobilen, deren Preise auf Grund der Kosten berechnet werden, spielt der hohe Anteil importierter Teile eine grosse Rolle, und auch die Lohnkosten sind, in freien Dollar berechnet, viel geringer geworden. Somit sind die Automobilpreise allgemein für Inhaber von Dollarguthaben viel billiger geworden. Das Problem, das sich für diejenigen stellt, die Devisenguthaben einsetzen, besteht darin, dass sie den Kauf von Automobilen u.a. Gütern steuerlich nicht rechtfertigen können. In vielen Fällen gelingt es den Steuerberatern jedoch, dieses heikle Problem zu lösen.

			Allgemein fördert der hohe freie Dollarkurs die Unterfakturierung bei Exporten, die Überfakturierung von Importen und den Exportschmuggel. Wem es gelingt, Rindfleisch, Getreide, Ölsaat oder andere Produkte nach Uruguay, Paraguay oder Brasilien, zu schaffen, um diese Produkte dann von dort aus zu exportieren und den vollen Preis zu erhalten, also Schwarzkurs ohne Exportzölle, der macht ein sehr gutes Geschäft. Dabei können auch hohe Schmiergelder bezahlt werden, so dass Zollbeamte und Gendarmen (die für den Grenzschutz verantwortlich sind) wegschauen und den Schmuggler freundlich grüssen.

			Wenn sich all dies einspielt, dann entsteht ein hohes Angebot auf dem “blauen” Markt, das den Kurs drückt, da die Nachfrage nicht entpsrechend steigt. Es ist somit gut möglich, dass der Kurs wieder zurückgeht und sich dann irgendwo zwischen $ 7 und $ 8 pro Dollar einspielt. Doch inzwischen geht die hohe Geldemission weiter, und das schafft auch eine höhere Nachfrage nach Dollar, weil die lokalen Anlagemöglichkeiten der überschüssigen Liquidität beschränkt oder nicht interessant sind. Bankdepositen werden zu einem Satz verzinst, der auf alle Fälle unter der Inflationsrate liegt. Prognosen über die Kursentwicklung sind somit immer bedingt. Die ZB weist zwar darauf hin, dass die monetäre Basis Mitte April leicht unter Ende 2012 lag. Doch in 12 Monaten per Ende März ist sie um 37% gestiegen, wobei stets im Dezember wegen der Finanzierung des Weihnachts- und Neujahresgeschäfts plus dem halben jährlichen Zusatzlohn (“medio aguinaldo”) eine starke Expansion stattfindet, die in den folgenden Monaten wieder ausgeglichen wird.
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			Korruption und Misswirtschaft
in Santa Cruz

			Die Provinz Santa Cruz, die bisher wegen ihrer Entfernung zu Buenos Aires und ihrer geringen Bevölkerung kaum beachtet wurde, ist plötzlich durch Korruptionsskandale und notorische Misswirtschaft ins Rampenlicht der Öffentlichkeit gerückt. Dies umso mehr, als Néstor Kirchner aus jener Provinz stammt und dort zunächst vier Jahre Bürgermeister der Provinzhaupstadt Rio Gallegos und danach fast 12 Jahre lang Gouverneur und seine Gattin Cristina Senatorin für die Provinz war, wobei sie danach merkwürdigerweise auf einen Senatssitz für die Provinz Buenos Aires überging, in der sie geboren wurde und aufgewachsen war. Sie behielt indessen ihre enge Beziehung zu Santa Cruz aufrecht, wo ihr Sohn Máximo wohnt und wo sie auch ein Hotel und eine Ferienwohnung in Calafate, an der Andenkordillere, besitzt, die sie ständig besucht. 

			Santa Cruz lebte in früheren Zeiten von der Schafwirtschaft. Doch Wolle wurde von Kunststofffasern verdrängt, die Nachfrage ging stark zurück, und der Wollpreis sank bis zu einem Punkt, der die Schafzucht kaum noch möglich machte, besonders in dieser Provinz, mit kargem Boden, minimalem Regen und Temperaturen von unter 20 Grad im Winter. Unzählige Landwirte mussten deshalb die Schafzucht aufgeben und ihre Betriebe (“Estancias”) schliessen, da es in der zentralen Gegend keine Alternativen gibt. Die Provinz lebt jetzt weitgehend vom Erdöl und Gas, wo sie mit etwa einem Fünftel an der gesamten argentinischen Produktion beteiligt ist. Ausserdem ist die Fischerei von Bedeutung, und dann kommt noch der Bergbau mit Förderung von Kohle und Gold hinzu. Aber sonst ist nicht viel mehr los.

			All dies reicht nicht aus, um produktive Arbeitsplätze für die Bevölkerung zu schaffen. Das wurde durch Anstellung bei der Provinzverwaltung gelöst, so dass der weitaus grösste Teil der Bevölkerung in dieser tätig ist. Santa Cruz hat bei weitem den grössten Koeffizienten von Staatsangestellten bezogen auf die Bevölkerung. Darin ist weitgehend eine verkappte Arbeitslosenunterstützung enthalten.

			Eine jüngste Studie des Wirtschaftsorschungsinstitutes IEERAL, das von der Stiftung “Fundación Mediterránea” abhängt (aus der Domingo Cavallo und ein grosser Teil seiner Mitarbeiter stammten) hat eine Studie bekanntgegeben, die sich auf die Beträge bezieht, die die Provinzen für Investitionen in Infrastruktur u.a. Objekten einsetzen. In der Periode 2003/2011 hat Santa Cruz pro Kopf der Bevölkerung $ 76.216 investiert, mehr als doppelt so viel wie Chubut ($ 33.542) und San Luis ($ 33.399). Die anderen Provinzen weisen noch viel niedrigere Beträge aus. Am Schluss stehen die grossen Provinzen. Buenos Aires mit $ 3.343, Santa Fé mit $ 6.769, Córdoba mit $ 6.776, und auch Mendoza mit $ 6.576. Der grösste Teil der öffentlichen Investitionen von Santa Cruz wurde mit Zuwendungen des Nationalstaates finanziert, die gut drei Mal so hoch wie bei der vergleichbaren patagonischen Provinz Chubut waren. Die Provinz wurde unter den Kirchners deutlich bevorzugt. Kein anderer Präsident hat seine Ursprungsprovinz so stark begünstigt. Menem hat als Präsident zwar seine Heimatprovinz La Rioja auch finanziell unterstützt, aber nicht entfernt im Umfang, in dem dies bei Santa Cruz unter den Kirchners der Fall ist. Ausserdem ist La Rioja wirklich arm (mit Formosa eine der beiden ärmsten Provinzen des Landes), während Santa Cruz allerlei Ressourcen hat, und die Provinzverwaltung von Santa Cruz auch über Mittel verfügt, die aus den Gebühren auf Erdöl, Gas und Gold stammen. Hierzu sei bemerkt, dass die geschuldeten Erdölgebühren, die die Provinz anlässlich der Privatisierung von YPF im Jahr 1993 bezog, zum grössten Teil verschwunden sind. Eduardo Arnold, der acht Jahre lang Vizegouverneur mit N. Kirchner war, hat letzte Woche im Fernsehen auf einen vermissten Betrag von über einer Milliarde Dollar hingewiesen. Gewiss keine Lappalie. 

			Jetzt ist ein grosser Skandal mit den Aufträgen für den Bau von Strassen u.a. Objekten aufgekommen, den der Journalist Jorge Lanata im Fernsehen an die grosse Glocke gehängt hat. Der Unternehmer Lazaro Baez, dem drei Bauunternehmen gehören (Austral, das er gegründet hat, und dann Gotti und Kank & Costilla, die er übernommen hat, angeblich mit K-Druck auf die vorangehenden Inhaber) hat den grössten Teil der Bauaufträge erhalten. Baez war vorher ein unbedeutender Angesteller der Bank von Santa Cruz (die damals dem Provinzstaat gehörte, danach von Enrique Eskenazi übernommen wurde, der dann auch bei YPF als Aktionär, lies Kirchner-Strohmann, einstieg, ohne einen Cent für die Aktien zu bezahlen). Baez hatte kein Privatvermögen. Er verstand es, eine enge Beziehung zu Néstor Kirchner als Provinzgouverneur anzuknüpfen und wurde sein Vertrauensmann. Eduardo Arnold erzählt, dass Baez im Regierungsgebäude ständig ein und ausging und engen Kontakt mit NK hatte. Es besteht kaum ein Zweifel, dass er ein Strohmann von Néstor Kirchner war. Es wäre wirklich unverständlich, dass Kirchner diesem Mann, der kein Kapital, keine unternehmerische Erfahrung und keine Kenntnisse auf dem Gebiet der Bauwirtschaft beitrug, mit dem Bau so vieler grosser Infrastrukturprojekte beauftragt hätte, bei denen es bei der Zuteilung auch nicht mit rechten Dingen zuging. Baez ist jetzt ein reicher Mann, mit Privatflugzeug, allerlei weiteren unternehmerischen Tätigkeiten, der auch mit grossen Geldbeträgen umgeht, von denen er einen Teil (laut Angaben von Finanzmaklern, die angeblich für ihn gearbeitet haben) in Geldscheinen von E 500 ins Ausland geschafft haben soll. Baez wird mit guten Argumenten der Geldwäsche beschuldigt, wobei es dabei auch um Steuerhinterziehung, Überpreise bei öffentlichen Aufträgen und unrechtmässigem Zuschlag der Aufträge geht.

			Néstor Kirchner ist im Oktober 2011 gestorben. Die Frage, die sich jetzt stellt, ist wie weit die Präsidentin CFK von diesen Geschäften wusste und von ihnen profitiert habe. Arnold u.a. meinen, dass es unmöglich sei, dass sie nichts davon gewusst hat, so dass sie mit verantwortlich ist. Auch muss sie dabei das viele Geld von ihrem Mann übernommen haben. Lanata hat die Präsidentin am vergangenen Sonntag-Abend in seinem Fernsehprogramm direkt aufgefordert, dies mit einer soliden Begründung zu dementieren. Doch das hat sie nicht getan. Sie hat die schwere Beschuldigung einfach ignoriert. 

			Der Fall hört jedoch hier nicht auf. Die Objekte, die die Baez-Unternehmen gebaut haben, waren anormal teuer, gelegentlich sinnlos und wurden in anderen Fällen nicht beendet, obwohl sie voll bezahlt wurden. Bei einer Überlandstrasse betrug der Preis pro Kilometer das mehrfache des landesweit üblichen, obwohl der Bau auf flachem, hartem und trockenen Boden, billiger sein sollte. Eine der gebauten Strassen endet mitten im Nichts und hat somit überhaupt keinen Sinn. Lanata erzählt auch, dass Sergio Acevedo, der als Nachfolger von N. Kirchner als Gouverneur antrat, plötzlich zurücktrat, weil er sich weigerte, den Unternehmen, die provinzielle Bauaufträge erhalten hatten, einen Vorschuss von 30% zu zahlen (wie es ihm Präsident Kirchner befohlen hatte), der keine rechtliche Grundlage hatte. Es war laut Lanata ein Schmiergeld. Acevedo ist ein anständiger Mann, der nach seinem Rücktritt als Lehrer in einem entlegenen Provinzdorf tätig war. 

			Die Provinz Santa Cruz wird weiter von der Nationalregierung bevorzugt. Abgesehen von den krummen Geschäften, besteht gegenwärtig eine gigantische Vergeudung öffentlicher Gelder. Das Kohlekraftwerk, das in Rio Turbio gebaut wird, ist heller Wahnsinn. Es hat überhaupt keinen Sinn, dort Strom mit einem Wärmekraftwerk zu erzeugen, der dann bis Buenos Aires geleitet werden muss, wobei unterwegs über 30% verloren geht. Ausserdem reicht die Kohle nicht aus, um das Kraftwerk zu speisen. Vernünftigerweise hätte das Bergwerk geschlossen werden müssen, das minderwertige Kohle teuer erzeugt, und hohe Verluste aufweist. Menem hatte das Werk privatisiert, und der private Betreiber, Sergio Taselli, der eine feste Subvention bezog, hat sofort das Personal stark abgebaut, was richtig war. NK hat es rückverstaatlicht und ausgebaut. Ein grosser und teurer Rückschritt.

			Planungsminister De Vido (der auch beschuldigt wird, als Provinzbeamter unter NK eng mit Lázaro Baez zusammen gearbeitet zu haben) besteht jetzt auf der Zuteilung der zwei grossen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz. Abgesehen davon, dass dieser Strom sehr teuer zu stehen kommt, laut Fachleuten gut doppelt so viel wie anderen möglichen Wasserkraftwerken, geht es hier auch um ein Geschäft von Lazaro Baez. Dieser hat nämlich das Land zu Schleuderpreisen gekauft, das von den Staudämmen überschwemmt wird. Er erhält somit eine Entschädigung, was wohl ein sehr gutes Geschäft darstellt. Die Frage ist die, ob Baez das Geld erhält, bevor der Bau der Kraftwerke in Angriff genommen wird. Denn diese haben keine Finanzierung, und können somit zunächst nicht gebaut werden. 

			Die Geschehnisse in Santa Cruz, die wir geschildert haben, die noch weitere korrupte Facetten aufweisen, würden in zivilisierten Ländern sofort schlimme Konsequenzen für die Regierenden haben. In Argentinien hingegen sind die Meinungen über die Folgen dieses Skandals geteilt, wobei Politologen und Juristen grosse Zweifel haben, dass schliesslich doch etwas geschieht, abgesehen davon, dass Lazaro Baez unter gerichtlichem Beschuss steht und nicht mehr so gute Geschäfte machen kann. Ob es mit diesem Sündenbock ausreicht, um zu vermeiden, dass der Fall schliesslich nach oben geht, sei dahingestellt.

			

		

	